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Bauverordnung (BauV)

Änderung vom 22.09.2021

Erlass(e) dieser Veröffentlichung:

Neu: –

Geändert: 721.1

Aufgehoben: –

Der Regierungsrat des Kantons Bern,

auf Antrag der Direktion für Inneres und Justiz,

beschliesst:

I.

Der Erlass 721.1 Bauverordnung vom 06.03.1985 (BauV) (Stand 01.11.2020) 
wird wie folgt geändert:

Art.  100a
Aufgehoben.

Art.  109 Abs. 1 (geändert), Abs. 1a (neu), Abs. 1b (neu)
1 Das Verfahren für den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Vorschrif-
ten und Plänen richtet sich nach Artikel 57a bis 63 des Baugesetzes1) und nach 
den nachstehenden Ausführungsbestimmungen.
1a Die Vorschriften und Pläne sind mit  den notwendigen Erläuterungen oder 
technischen Berichten sowie dem Bericht über die Information und die Mitwir-
kung der Bevölkerung in der Applikation des Amtes für Gemeinden und Raum-
ordnung für die Vorprüfung und Genehmigung einzureichen.
1b Überbauungsordnungen können im Dateiformat PDF in der Applikation des 
Amtes für Gemeinden und Raumordnung eingereicht werden.

1) BSG 721.0

 

https://www.belex.sites.be.ch/data/721.1/de
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Art.  110 Abs. 1b (neu)
1b Das Inkrafttreten der elektronischen Nutzungspläne ist dem Amt für Gemein-
den  und  Raumordnung  zur  Kenntnis  zu  bringen  zwecks  Aufschaltung  der 
rechtskräftigen Pläne auf der kantonalen Geodaten-Infrastruktur.

Art.  112 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)
1 Die Richtplanentwürfe der Gemeinde sind mit den technischen Berichten so-
wie dem Bericht über die Information und die Mitwirkung der Bevölkerung dem 
Amt für Gemeinden und Raumordnung einzureichen; dieses teilt der Gemeinde 
mit, ob und welche Einwände allenfalls einer Genehmigung entgegenstehen.
2 Nach  Beschlussfassung  durch  das  zuständige  Gemeindeorgan  reicht  der 
Gemeinderat den Richtplan mit technischem Bericht dem Amt für Gemeinden 
und Raumordnung zur Genehmigung ein.

Art.  113 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)
1 Die Richtplanentwürfe der Planungsregion bzw. der Regionalkonferenz sind 
mit den technischen Berichten sowie dem Bericht über die Information und die 
Mitwirkung der Bevölkerung dem Amt für Gemeinden und Raumordnung zur 
Vorprüfung einzureichen.
2 Nach der Beschlussfassung durch das zuständige Organ der Planungsregion 
bzw. der Regionalkonferenz reicht der Vorstand der Planungsregion bzw. die 
Geschäftsleitung der  Regionalkonferenz den Richtplan mit  dem technischen 
Bericht dem Amt für Gemeinden und Raumordnung zur Genehmigung ein.

Art.  118 Abs. 1 (geändert), Abs. 3 (geändert)
1 Baureglemente, Zonenpläne und Überbauungsordnungen sind mit den not-
wendigen Erläuterungen oder technischen Berichten sowie dem Bericht über 
die Information und die Mitwirkung der Bevölkerung dem Amt für Gemeinden 
und Raumordnung einzureichen. Eine Meldung der Überweisung geht an das 
Regierungsstatthalteramt.
3 Das Amt für  Gemeinden und Raumordnung kann auf  einzelne Unterlagen 
verzichten oder weitere verlangen (z. B. Modelle oder Photomontagen) und die 
Profilierung vorschreiben.
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Art.  120 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert)
1 Nach ihrer Annahme durch die Gemeinde sind Vorschriften und Pläne mit den 
notwendigen Erläuterungen oder technischen Berichten ohne Verzug dem Amt 
für Gemeinden und Raumordnung einzureichen. Eine Meldung der Überwei-
sung geht an das Regierungsstatthalteramt.
2 Die Präsidentin oder der Präsident und die Sekretärin oder der Sekretär des 
Organs, das für den Beschluss zuständig ist, bestätigen dessen Annahme, die 
Sekretärin oder der Sekretär überdies die ordnungsgemässe Durchführung des 
Auflageverfahrens und die Zahl der erledigten und der unerledigten Einspra-
chen.
3 Einzureichen sind:

Aufzählung unverändert.

Art.  120c
Aufgehoben.

Art.  122 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert)
2 Vor  dem Beschluss  ist  den davon betroffenen  Grundeigentümerinnen  und 
Grundeigentümern, soweit  sie der Änderung nicht  schriftlich zugestimmt ha-
ben, eine Frist von wenigstens zehn Tagen zur Einreichung einer Einsprache 
anzusetzen.
3 Die abgeänderten Vorschriften und Pläne sind dem Amt für Gemeinden und 
Raumordnung zur Genehmigung und zum Entscheid über die unerledigten Ein-
sprachen einzureichen.

Titel nach Art. T7-1 (neu)

T8 Übergangsbestimmungen der Änderung vom 22.09.2021

Art.  T8-1 (neu)
Überführung der kommunalen und regionalen Richtpläne in die elektronische 
Form
1 Bis zur Überführung der kommunalen und regionalen Richtpläne in die elek-
tronische Form, deren Zeitpunkt und Einzelheiten der Regierungsrat bestimmt, 
gelten die folgenden Bestimmungen:
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a Die Richtplanentwürfe sind mit den technischen Berichten sowie dem Be-
richt über die Information und die Mitwirkung der Bevölkerung in gedruck-
ter Form und in der für den Einzelfall abgesprochenen Anzahl Exemplaren 
dem Amt für Gemeinden und Raumordnung zur Vorprüfung vorzulegen.

b Die Richtpläne sind mit  den technischen Berichten in gedruckter  Form 
und in der im Vorprüfungsbericht verlangten Anzahl Exemplare dem Amt 
für Gemeinden und Raumordnung zur Genehmigung einzureichen.

Art.  T8-2 (neu)
Überführung der kommunalen Nutzungspläne in die elektronische Form
1 Bis  zur  Überführung  der  kommunalen  Nutzungspläne  in  die  elektronische 
Form gelten die folgenden Bestimmungen:

a Baureglemente,  Zonenpläne  und  Überbauungsordnungen  sind  mit  den 
notwendigen Erläuterungen oder technischen Berichten sowie mit  dem 
Bericht über die Information und die Mitwirkung der Bevölkerung in ge-
druckter Form und in der für den Einzelfall abgesprochenen Anzahl Exem-
plaren dem Amt für Gemeinden und Raumordnung zur Vorprüfung einzu-
reichen. Eine Meldung der Überweisung geht an das Regierungsstatthal-
teramt.

b Nach ihrer Annahme durch die Gemeinde sind Vorschriften und Pläne mit 
den notwendigen Erläuterungen oder technischen Berichten in gedruckter 
Form und ohne Verzug in der im Vorprüfungsbericht verlangten Anzahl 
dem Amt für Gemeinden und Raumordnung zur Genehmigung einzurei-
chen. Eine Meldung der Überweisung geht an das Regierungsstatthalter-
amt.

c Stimmen die elektronische Form und die Papierfassung eines Bauregle-
ments, eines Zonenplans oder einer Überbauungsordnung nicht überein, 
so gilt die bei der Genehmigungsbehörde aufbewahrte Papierfassung als 
massgebend.

II.

Keine Änderung anderer Erlasse.

III.

Keine Aufhebungen.
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IV.

Diese Änderung tritt am 1. März 2022 in Kraft.

Bern, 22. September 2021 Namens des Regierungsrates,
Die Präsidentin: Simon
Der Staatsschreiber: Auer

 


